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	 Wir	haben	in	diesen	Wochen	70	Jahre	
Hessen	gefeiert.	Dass	wir	das	feiern	konnten,	
haben	wir	zuallererst	der	Befreiung	vom	
Faschismus	durch	die	alliierten	Streitkräfte	zu	
verdanken.
		 Die	hessische	Verfassung	war	in	ihrer	
sozialen	Ausprägung	fortschrittlicher	und	
demokratischer	als	viele	andere	Verfassungen.	
Wesentliche	Impulse	gingen	von	ihr	in	das	
Grundgesetz	ein.
		 Es	sind	vor	allem	die	Bürgerinnen	und	
Bürger	dieses	Landes,	denen	wir	gratulieren	
und	Dank	sagen,	in	den	Vereinen,	in	den	
Feuerwehren,	in	den	Rettungsorganisationen,	
in	den	Kirchen	und	Glaubensgemeinschaften,	
in	den	Gewerkschaften	und	Sozialverbänden,	
in	den	Wirtschaftsverbänden,	in	den	Parteien	
und	Wählergruppen,	in	den	Tafeln	und	Flücht-
lingsinitiativen.
		 Denn	das	macht	den	Kern	unseres	Landes	
aus:	Zusammenhalt	und	Integration.	Hessen	
kennt	seit	Jahrhunderten	Einwanderer	und	
Flüchtlinge:	Flamen,	Hugenotten,	Wallonen,	
Waldenser,	Schlesier,	Ost-	und	Westpreußen,	
Sudetendeutsche,	Donauschwaben,	Portugie-
sen,	Italiener,	Türken,	Kurden	und	Marokkaner,	
um	nur	einige	zu	nennen.
		 Hessen	hat	–	um	es	mit	den	Worten	von	
Hannah	Ahrendt	zu	sagen	–	Menschen	eine	
neue	„private	Welt“	gegeben.	Das	ist	der	
tiefere	Sinn,	das	Angebot	und	Versprechen	un-
seres	ehemaligen	Ministerpräsidenten	Georg	
August	Zinn,	als	er	den	Satz	sagte:	„Hesse	ist,	
wer	Hesse	sein	will.“
		 Zinn	hat	dazu	den	„Hessenplan“	vorgelegt,	
in	dem	beschrieben	wurde,	wie	man	das	
macht,	dass	der	gesellschaftliche	Zusammen-
halt	funktioniert	und	eine	Balance	zwischen	
den	Neubürgern	und	den	Einheimischen	ge-
wahrt	bleibt.	Hessen	ist	ein	Beispiel	dafür,	dass	
Fortschritt	möglich	und	Zukunft	gestaltbar	ist.
		 Bezahlbarer	Wohnraum	ist	auch	heute	
wieder	ein	großes	Thema.	Integration	eben-
falls.	Aufstiegschancen	für	Menschen	aus	
bestimmten	sozialen	Gruppen	werden	kleiner.	
Die	Lebensbedingungen	in	Stadt	und	Land	
entwickeln	sich	auseinander.	Und	die	Infra-
struktur	braucht	einen	Entwicklungsschub.
		 Gesellschaftlicher	Zusammenhalt	und	
Integration	müssen	beherzt	gestaltet	werden.	
Deshalb	ist	die	Zeit	für	einen	neuen	Hessen-
plan	mit	sozialdemokratischer	Handschrift	
gekommen.

Thorsten Schäfer-Gümbel

HESSEN-Jubiläum –
blick NAcH voRN

Liebe Genossin,
Lieber Genosse,

wir wünschen 
Dir unD Deiner 
FamiLie Frohe 
weihnachten, 
Zeit Zum KraFt-
tanKen unD einen 
Guten rutsch 
in Das Jahr 2017.

Deine 
nancy Faeser 
unD Dein 
thorsten 
schäFer-GümbeL 

EiNE NEuE AgENdA
Thorsten Schäfer-Gümbel, 
SPD-Landesvorsitzender

		 „Gerade	 erleben	 wir,	 dass	 viele	 Men-
schen	 in	 die	 SPD	 eintreten.	 Das	 ist	 ein	
ziemlich	 gutes	Zeichen.	Nämlich,	dass	die	
SPD	 immer	 noch	 wahrgenommen	 wird,	
als	die	Partei,	die	für	sozialen	Zusammen-
halt	eintritt.	Es	wird	uns	auch	heute	noch	
zugetraut,	dass	wir	die	Kraft	sind,	die	den	
sozialen	 Zusammenhalt	 herstellt.	 Dafür	
bin	 ich	 dankbar,	 aber	 ich	 weiß	 auch,	 wie	
groß	die	Verantwortung	ist“,	leitete	Landes-	
chef	Thorsten	Schäfer-Gümbel	seine	Rede	
ein.	 Die	 SPD	 habe	 das	 Rüstzeug,	 die	 Ge-
sellschaft	zusammenzuhalten.	Doch	dafür	
müsse	 man	 wieder	 beherzter,	 ja	 mutiger,	
agieren.	 Die	 SPD	 dürfe	 sich	 nicht	 hinter	
dieser	Wohlfühldemokratie	verstecken,	die	
besage,	„nur	nicht	auffallen“.	Das	sei	nicht	
das	richtige	Motto.	

Das	 wird	 unser	 Startschuss	 für	 die	
Landtagswahl	2018“,	eröffnete	Ge-
neralsekretärin	 Nancy	 Faeser	 den	

ordentlichen	 Landesparteitag	 am	 19.	 No-
vember.	Zwei	Leitanträge	zu	den	Themen	
Bildung	und	Infrastruktur	und	prominente	
Gäste	wie	Michael	Groschek,	der	Minister	
für	Bauen,	Wohnen,	Stadtentwicklung	und	
Verkehr	 des	 Landes	 Nordrhein-Westfalen,	
und	 die	 rheinland-pfälzische	 Ministerin	
der	 Finanzen,	 Doris	 Ahnen,	 standen	 auf	
der	 Tagesordnung.	 Schwerpunkt	 waren	
damit	 die	 inhaltliche	 Diskussion	 und	 der	
Beginn	 des	 Programmprozesses	 für	 die	
Landtagswahl	2018.	Rund	500	Delegierte,	
beratende	 Delegierte	 und	 Gäste	 waren	
zum	 diesjährigen	 Landesparteitag	 nach	
Hanau	gekommen.
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lANdESpARTEiTAg 2016 iN HANAu

Der Landesparteitag behandelte zwei zentrale Bereiche für unser Hessen von morgen:  Bildungsgerechtigkeit und Infra-
struktur bei Wohnen, Straße und Schiene sowie Breitband. 

Fortsetzung auf Seite 2
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Auf iN dEN 
WAHlkAmpf

Beispiel für die Gestaltung eines Flyers

In ihrer Rede rief Generalsekretärin Nan-
cy Faeser dazu auf, den Menschen wieder 
Sicherheit zu geben und in einer sich ver-
ändernden Welt Werte zu vermitteln.

Der Landeschef forderte auf dem Landes-
parteitag eine neue Agenda der sozialen 
Gerechtigkeit.

te	 und	 um	 die	 Konsequenzen,	 die	 man	
daraus	zieht“,	bekräftigte	Schäfer-Güm-
bel.	 Kämpferisch	 und	 vor	 allem	 selbst	
reflektierend	 begeisterte	 er	 mit	 seiner	
Rede	 die	 Anwesenden.	 Minutenlanger	
Applaus	untermauerte	seine	nachdrück-
lichen	Worte.

Besonderer	 Höhepunkt	 des	 Parteita-
ges	waren	außerdem	die	Reden	von	Mi-
chael	Groschek	und	Doris	Ahnen,	die	 in	
die	 thematische	 Diskussion	 einleiteten.	
Sowohl	 der	 Leitantrag	 zum	Thema	 Mo-
bilität,	Wohnraum	und	Infrastruktur	als	

schehen,	 Däumchen	 drehend,	 Zuhause	
auf	der	Couch	zu	sitzen,	ist	in	den	letzten	
Monaten	 sehr	 deutlich	 geworden.	 Aus-
schlaggebend	sind	nicht	nur	die	US-Wah-
len,	 sondern	 eine	 Entwicklung	 hin	 zum	
Erstarken,	 ja,	 sogar	 zum	 „Salonfähigwer-
den“	 von	 Rassismus,	 Rechtspopulismus	
und	Hetze,	die	schon	seit	längerer	Zeit	zu	
beobachten	ist.	Die	Hetze	von	Pegida,	AfD	
und	Co.	verleitet	Menschen	dazu,	den	ge-
sellschaftlichen	 Veränderungen	 mit	 Aus-
grenzung	 oder	 Angst	 zu	 begegnen.	 Was	
dagegen	hilft,	zeigen	die	zahlreichen	Neu-
eintritte	in	die	SPD	im	letzten	Monat	ganz	
deutlich:	dagegen	halten,	Farbe	bekennen,	
Mund	aufmachen.	
	 	 	 	 Jede	 und	 jeder	 kann	 neue	 Mitglieder	
gewinnen.	 Deshalb:	 Nachbarn,	 Freundin-
nen,	 Freunde	 und	 Familie	 ansprechen,	
sie	 ermutigen,	 mit	 uns	 einzutreten	 ge-												
gen	 Rassismus,	 Hass	 und	 Hetze	 in	 Hes-
sen,	Deutschland,	Europa	und	der	ganzen	
Welt.	Gemeinsam	können	wir	dem	erstar-
kenden	 Rechtspopulismus	 entschlossen	
entgegenwirken.		n

auch	der	Leitantrag	„Starke	Schulen	für	
Hessen:	 Gute	 Lern-	 und	 Arbeitsbedin-
gungen	für	Integration	und	Bildungsge-
rechtigkeit“	wurde	mit	großer	Mehrheit	
vom	Landesparteitag	beschlossen.	Rege	
diskutiert	 wurden	 zum	 Ende	 des	 Par-
teitages	 die	 Vorschläge	 zur	 Reform	 der	
Hessischen	Verfassung.

Damit	 wurde	 der	 Grundstein	 zur	
Vorbereitung	 der	 Landtagswahl	 im	
Jahr	 2018	 gelegt.	 Nächste	 Etappen	
sind	 der	 nun	 folgende	 Programmpro-
zess	 und	 nicht	 zuletzt	 der	 nächste	
Landesparteitag	 im	 kommenden	 April	
in	Kassel.		n 

L andeschef	Thorsten	Schäfer-Güm-
bel	 forderte	 eine	 neue	 Agenda	
der	 sozialen	 Gerechtigkeit.	 Heute	

müsse	eine	Antwort	darauf	geben	wer-
den,	 wie	 unter	 den	 Bedingungen	 von	
Globalisierung	 und	 Digitalisierung	 der	
Sozialstaat	 neu	 ausgerichtet	 werden	
kann,	 um	 den	 Menschen	 die	 Sicherheit	
zu	 geben,	 sich	 auf	 die	 Veränderungen	
einzulassen.	 Angst	 sei	 ein	 schlechter	
Ratgeber.	 „Gechillt	 war	 gestern,	 jetzt	
geht	es	um	die	Wurst.	Es	geht	um	Werte,	
es	geht	sogar	um	einen	Kampf	um	Wer-

Am	 Morgen	 nach	 der	 US-Wahl-
nacht	 rieben	 sich	 wohl	 so	 man-
che	Mitarbeiterinnen	und	Mitar-

beiter	 in	 der	 SPD	 verwundert	 die	 Augen.	
Schon	über	Nacht	verzeichnete	die	Partei	
einen	 außerordentlich	 hohen	 Anstieg	
an	 Neueintritten.	 Und	 so	 ging	 es	 weiter,	
denn	 den	 ganzen	 November	 über	 blieb	
die	Eintrittszahl	hoch.	So	auch	in	der	hes-
sischen	 SPD:	 Allein	 im	 November	 kamen	
in	 Hessen	 140	 neue	 Mitglieder	 dazu.	Vor	
allem	im	Netz	ist	das	Phänomen	mittler-
weile	 unter	 dem	 Namen	 „Trump-Effekt“	
bekannt	geworden.
				Viele	Bürgerinnen	und	Bürger,	aufgerüt-
telt	 durch	 den	 Ausgang	 der	 US-Wahlen,	
wollen	 ein	 Zeichen	 setzen	 gegen	 den	 er-
starkenden	Rechtspopulismus	in	Deutsch-
land,	Europa	und	der	Welt.	Es	ist	weniger	
Trump	selbst,	der	die	Menschen	zum	Par-
teieintritt	ermutigt,	sondern	vielmehr	die	
Sorge,	dass	so	etwas	Ähnliches	auch	hier	
in	 Deutschland	 passieren	 könnte.	 Dass	
die	Zeiten	vorbei	sind,	in	denen	wir	es	uns	
leisten	 können,	 ungeachtet	 vom	Weltge-

F ür	Wahlkämpfe	vor	Ort	braucht	es	
Zeit,	engagierte	Helfer,	Ressourcen	
und	nicht	zuletzt	die	richtigen	Ma-

terialien.	In	fast	jedem	Wahlkampf,	ob	im	
Rennen	um	das	Amt	des	Bürgermeisters	
oder	das	der	Landrätin,	nehmen	die	Pla-
nung	 und	 Gestaltung	 dieser	 Materiali-
en	 viel	 Zeit	 ein.	 Sie	 müssen	 zu	 den	 Ge-
gebenheiten	 vor	 Ort,	 den	 Belangen	 der	
SPD-Gliederung	und	der	Kandidatin	und	
des	Kandidaten	passen.	Es	wird	der	Flyer	
oder	die	Pledgecard	schlechthin	gesucht.	
Doch	eigentlich	muss	eben	nicht	ein	ums	
andere	 Mal	 das	 Rad	 neu	 erfunden	 wer-
den.	
	 	 	 	 Das	 Gestaltungsportal,	 das	 mittler-
weile	 in	 zahlreichen	 Wahlkämpfen	 er-
probt	 wurde,	 schafft	 hier	 dauerhaft	
Abhilfe.	 Unter	 spd.de	 findet	 sich	 nach	
dem	Log-in,	das	jedem	Mitglied	möglich	
ist,	 im	 Bereich	 „Meine	 Gestaltung“	 die	
Rubrik	 „Hessen-Materialien“.	 Dort	 liegt	
der	 Menüpunkt	 „Direktwahlen“.	 Ein												
vielfältiges	 Angebot	 von	 der	 Wandzei-
tung	 über	 das	 Briefpapier	 bis	 hin	 zum	
Flyer	 oder	 der	 Visitenkarte	 steht	 hier	
bereit	und	kann	an	die	eigenen	Bedürf-
nisse	angepasst	werden.	Insgesamt	gibt	
es	 13	Vorlagen,	 die	 in	 zwei	 unterschied-
lichen	Farbvarianten	und	Ausführungen	
ausgewählt	und	bearbeitet	werden	kön-
nen.		n

EiNE NEuE AgENdA
lANdESpARTEiTAg 2016 iN HANAu

140 NEumiTgliEdER
Spd HESSEN pRofiTiERT  vom TRump-EffEkT

Fortsetzung von Seite 1

modERNi-
SiERuNg dER 
HESSiScHEN 
vERfASSuNg
„Es gehört zu einer 
Verfassung, dass sie 
sich den geänderten 
Lebenswirklichkeiten 
anpasst“, begründet 
Susanne Selbert die 
Notwendigkeit einer 
Modernisierung der 
hessischen Landes-
verfassung. Selbert ist 
Vorsitzende der von 
der hessischen SPD 
eingesetzten Kommis-
sion „Verfassungsre-
form“. 70 Jahre alt ist 
die hessische Verfas-
sung, nun wird es Zeit 
für einige Neuerun-
gen. Was darin stehen 
muss, wird durch 
die Landes-SPD rege 
diskutiert. Auf keinen 
Fall fehlen darf jedoch 
das Recht auf gebüh-
renfreie Bildung von 
Anfang an. Auch die 
Gleichstellung von 
eingetragenen Le-
benspartnerschaften 
und Ehe soll im neuen 
Entwurf gewähr-
leistet sein sowie 
die Verankerung der 
gesellschaftlichen 
Teilhabe von Men-
schen mit Behinde-
rung. Unangetastet 
bleibt der grundso-
zialdemokratische 
Kern der Verfassung. 
Wie schon Mitte der 
1940er-Jahre sei die 
SPD, so Selbert, „die 
einzige Partei, die sich 
so umfangreich mit 
der hessischen Verfas-
sung beschäftigt hat.“ 
Und das werde auch 
so bleiben.   n

Susanne Selbert

Fo
to

: h
ei

ko
 M

ey
er

be
id

e 
Fo

to
s:

 P
et

er
 Jü

li
ch



12/2016 vorwärtsEXTRA          S p d - l A N d E S v E R b A N d  H E S S E N                                        iii

pRogRAmmpRozESS 
füR diE 
lANdTAgSWAHl 2018 
gESTARTET

fREiHANdElSAbkommEN – 
ÖffNuNg odER AuSgRENzuNg?

kommen	 –	 Öffnung	 oder	 Ausgrenzung?	
„Sozialdemokratinnen	 und	 -demokraten	
haben	 CETA	 deutlich	 verbessert.	 Allein	
schon	durch	ihre	Arbeit	an	Parteitags-	und	
Konventsbeschlüssen“,	 betonte	 Lange	
dort.	 Neben	 dem	 Vorsitzenden	 des	 Han-
delsausschusses	 des	 Europäischen	 Par-
laments	 waren	 Georg	 Einhaus,	 Landrats-
kandidat	 der	 SPD	 Main-Taunus,	 und	 	 Dr.	
Ilja-Kristin	 Seewald,	 Bundestagskandida-

Es	sind	zwei	der	am	intensivsten	dis-
kutierten	 Themen	 überhaupt:	 die	
geplanten	 Freihandelsabkommen	

TTIP	und	CETA.	„Die	Welt	hat	die	Wahl	zwi-
schen	vollkommen	dereguliertem	Handel	
und	dem	Versuch,	ihn	zu	regeln“,	machte	
Europaabgeordneter	 Bernd	 Lange	 erst	
kürzlich	deutlich.	Eingeladen	war	er	bei	ei-
ner	Diskussionsveranstaltung	in	Hofheim.	
Im	 Mittelpunkt	 die	 Frage:	 Freihandelsab-

Susanne Selbert ist Mitglied im Landes-
vorstand. Sie wird den Programmprozess 
zur Landtagswahl 2018 leiten.

Rund 40 interessierte Bürgerinnen und Bürger nahmen 
an der Diskussionsveranstaltung zu TTIP und CETA teil.

WAHlpRogRAmm iST WicHTigER dENN JE 
dREi fRAgEN AN SuSANNE SElbERT, voRSiTzENdE dER pRogRAmmkommiSSioN

Susanne Selbert: Die	 wichtigste	 Aufga-
be	 besteht	 darin,	 die	 unterschiedlichen	
Vorstellungen	zu	den	einzelnen	Themen-
bereichen	 so	 aufzubereiten,	 dass	 wir	 ein	
überzeugendes	 Programm	 bieten,	 hinter	
dem	nicht	nur	möglichst	viele	Genossin-
nen	und	Genossen	stehen.	Es	müssen	sich	
darin	viele	Wählerinnen	und	Wähler	wie-
derfinden	 und	 eine	 Perspektive	 für	 sich	
und	 ihre	 Kinder	 erkennen	 können.	 Dabei	

vorwärts Hessen:	
Susanne, du bist die Vorsitzende der Pro-
grammkommission (für die Landtagswahl 
2018). Welchen Stellenwert hat ein solides 
Wahlprogramm heute noch?
Susanne Selbert:	 Wahlprogramme	 sind	
gerade	 heute	 wichtiger	 denn	 je.	 Auch	
wenn	 in	 Zeiten	 des	 Populismus	 der	 Ein-
druck	 entstehen	kann,	dass	 Inhalte	nicht	
mehr	 zählen	 –	 ich	 bin	 allerdings	 gegen-
teiliger	 Meinung:	 Eine	Vision,	 wie	 es	 den	
Menschen	 in	 Hessen	 besser	 gehen	 kann	
als	 bisher,	 ist	 dringend	 erforderlich.	 Wir	
müssen	zeigen,	dass	wir	in	der	Lage	sind,	
die	Gesellschaft	so	zu	gestalten,	dass	sie	
sich	nicht	teilt	in	„die	da	oben“	und	„die	da	
unten“.	Um	diese	Vertrauensbildung,	um	
Orientierung	und	Zusammenhalt	wird	es	
deshalb	 in	 dem	 Wahlprogramm	 gehen.	
Abgesehen	davon	 ist	ein	Wahlprogramm	
nach	wie	vor	eine	gute	Gelegenheit,	 sich	
über	die	politischen	Schwerpunkte	für	die	
nächsten	vier	Jahre	zu	verständigen	–	die	
Auseinandersetzung	 über	 den	 richtigen	
Weg	stärkt	den	innerparteilichen	Zusam-
menhalt.	
vorwärts Hessen:	
Worin siehst du deine vordringlichen 
Aufgaben? Und worauf sollte bei der 
Entwicklung des Landtagswahlprogramms 
geachtet werden?

Mit	 den	 Beschlüssen	 des	 Lan-
desparteitags	 2016	 für	 bessere	
Schulen,	 bezahlbaren	 Wohn-

raum	 und	 mehr	 Investitionen	 in	 Straße,	
Schiene	 und	 Breitbandinternet	 hat	 die	
SPD	 Hessen	 ihren	 Programmprozess	 für	
die	 Landtagswahl	 begonnen.	 Als	 gesetzt	
gilt	 außerdem	 die	 Forderung	 nach	 ge-
bührenfreier	Bildung	von	der	Kita	bis	zum	
Masterabschluss	oder	Meistertitel.
				Die	Landtagswahl	findet	voraussichtlich	
im	Herbst	2018	statt.	Nach	jetziger	Planung	
wird	die	hessische	SPD	ihr	Regierungspro-
gramm	am	9.	Juni	2018	bei	einem	Landes-
parteitag	 beschließen.	 Ein	 erster	 Entwurf,	
für	den	alle	SPD-Gliederungen	Änderungs-
anträge	 einbringen	 können,	 wird	 bereits	
im	 April	 2018	 vorliegen.	 Für	 die	 Monate	
vor	 dem	 Programmparteitag	 2018	 ist	 ein	
kurzer	 und	 intensiver	 Programmdialog	
mit	der	Parteibasis	und	der	 interessierten	
Öffentlichkeit	 geplant.	 Bereits	 im	 Winter	
2016/2017	 beauftragt	 die	 Programmkom-
mission	Facharbeitsgruppen.			n

müssen	wir	viel	stärker	auf	die	Menschen	
zugehen,	 sie	 ansprechen,	 mit	 ihnen	 über	
unsere	Werte	sprechen	und	deutlich	ma-
chen,	 dass	 wir	 die	 Partei	 der	 sozialen	 Si-
cherheit	 sind.	 Angst	 zu	 nehmen	 und	 Zu-
versicht	 zu	 geben,	 diese	 Aufgabe	 betrifft	
jeden	Einzelnen	von	uns.	Ich	habe	manch-
mal	 den	 Eindruck,	 dass	 die	 Diskussions-
freudigkeit	in	der	Partei	bei	der	Erstellung	
des	 Programms	 größer	 ist	 als	 das	 Enga-
gement	danach	die	Wähler	von	unserem	
Programm	zu	überzeugen.	Das	würde	ich	
gern	ändern.
vorwärts Hessen:	
Wie willst du das viel zitierte „einfache 
Mitglied“, also unsere Parteibasis, an der 
Erstellung des Wahlprogramms beteiligen?
Susanne Selbert:	 Ich	 kann	 mir	 gut	 vor-
stellen,	dass	wir	einzelne	Programmteile	
über	 soziale	 Medien	 oder	 Mail	 den	 Mit-
gliedern	 zur	 Verfügung	 stellen,	 um	 so	
möglichst	 früh	 eine	 breite	 Beteiligung	
zu	 erreichen.	 Dies	 verbinde	 ich	 natürlich	
auch	 mit	 der	 Hoffnung,	 dass	 ein	 so	 ent-
standenes	 Programm	 auf	 mehr	 Zustim-
mung	trifft	und	auch	von	der	Parteibasis	
im	 Wahlkampf	 intensiver	 genutzt	 wird.	
Wir	werden	weitere	kreative	Ideen	entwi-
ckeln,	um	die	Genossinnen	und	Genossen	
im	Wahlkampf	so	gut	wie	möglich	zu	un-
terstützen.				n
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im neuen RefeRat
Bereits seit dem 1. September 
besteht das Referat „Wahl-
kampfmanagement, Mobili-
sierung und Direktwahlen“ 
des SPD-Landesverbands 
Hessen. Seitdem wird die 
eine Hälfte der Stelle durch 
Daniela Beck ausgefüllt. 
Verstärkung erhielt sie zum 
1. November durch Moritz 
Röder. Der 34-Jährige lebt 
in Darmstadt. Als studier-
ter Politikwissenschaftler, 
Ortsvereinsvorsitzender, 
Stadtverordneter und 
kommunaler Fraktionsmit-
arbeiter hat ihn die Frage, 
wie die SPD in Kontakt 
mit den Bürgerinnen und 
Bürgern bleiben, sie mit 
ihren Themen erreichen und 
ihre Stimmen bei Wahlen 
gewinnen kann, schon häu-
fig beschäftigt. Umso mehr 
freut sich die SPD Hessen 
über die Verstärkung. Bei 
Fragen, das neue Angebot 
des Landesverbands betref-
fend, kann Landesgeschäfts-
führer Wilfried Lamparter 
unter 0611 - 999 77 41 oder 
dr.wilfried.lamparter@spd.de 
erreicht werden.  

puNkTE 2017

moritz Röder

VeRstäRkung
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tin,	vor	Ort.	Moderiert	wurde	
die	 Veranstaltung	 durch	 die	
Hofheimer	 Bürgermeisterin	
und	stellvertretende	Landes-
vorsitzende	 Gisela	 Stang.	 In	
der	 Diskussion	 ging	 es	 auch	
um	 die	 Frage,	 inwieweit	
Handelsabkommen	 für	 die	
Länder	 des	 globalen	 Südens	
sinnvoll	sein	können.	Einmal	
mehr	 wurde	 gezeigt,	 wie	
wichtig	 die	 Auseinanderset-
zung	 mit	 wirtschaftlichen	
Zukunftsfragen	 und	 wie	
groß	 der	 Diskussions-bedarf	
darüber	ist.		n

bilduNgSScHWER-

Am Ende eines jeden Jahres 
stehen der Abschluss des 
alten und die Planung des 
neuen Jahres. So auch bei den 
Bildungsträgern in Hes-
sen, die nunmehr ihre Jah-
resplanungen veröffentlicht 
haben. Unter dem Motto 
„Sicherheit schafft Zusam-
menhalt“ hat die Friedrich-
Ebert-Stiftung Hessen eine 
Reihe von Veranstaltungen 
geplant. Als Teilaspekte sol-
len die innere, internationa-
le und soziale Sicherheit in 
mehreren Veranstaltungen 
thematisiert und diskutiert 
werden. Die Akademie für 
Kommunalpolitik bietet ne-
ben Grundlagenseminaren 
zur kommunalpolitischen 
Arbeit insbesondere Rheto-
rikseminare für Frauen sowie 
einen Bildungsurlaub zum 
Thema „Führung“ an. Neu 
mitglieder, Social Media 
und der Umgang mit der 
AfD finden sich u. a. im Jah-
resprogramm der Toni-Sen-
der-Akademie. Alle Seminar-
angebote können einge-
sehen werden unter: 
www.spd-hessen.de/seminare-
workshops 



15. Januar
Uwe Olt will Bürgermeis-
ter bleiben, Lützelbach

29. Januar
Manfred Schaub will 
Bürgermeister bleiben, 
Baunatal

Michael Plätzer will 
Bürgermeister werden, 
Schauenburg

Jürgen Liebermann 
will Bürgermeister 
werden, 
Schwarzenborn Stadt

Thomas Beck will 
Bürgermeister bleiben, 
Angelburg 

19. Februar 
Annette Bergen-Krause 
will Bürgermeisterin 
bleiben, 
Allendorf (Lumda)

Harry Prockl möchte 
Bürgermeister werden, 
Münzenberg 

3./4. Februar 
Hessengipfel, 
Friedewald

22. April 
Landesparteitag und 
Vertreterversammlung, 
Kassel

17. Mai
Apfelweinanstich, 
Berlin

7. Juni
Mitarbeiterkonvent, 
Fulda

23. Juni
Geschäftsführersitzung,
Eudorf

24. Juni
Ortsvereins- und 
Fraktionsvorsitzenden-
konferenz,
Alsfeld

25. November
Landesparteitag, 
Frankfurt
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ES gEHT WEiTER 
fRAuEN-mENToRiNg-pRogRAmm STARTET Ab fRüHJAHR 2017 iN diE NäcHSTE RuNdE

Der Hessengipfel findet bereits zum achten Mal statt. Gast auf dem Hessengipfel 2016 war 
Außenminister Frank-Walter Steinmeier.

M    ehr	Frauen	für	die	politische	Ar-
beit	zu	gewinnen	und	vorzube-
reiten,	 war	 das	 Ziel	 des	 ersten	

Mentoring-Programms	der	SPD	Hessen.	Ge-
startet	sind	die	28	Mentees	sechs	Monate	
vor	 der	 Kommunalwahl	 2016.	 Gemeinsam	
mit	 ihren	 Mentorinnen	 aus	 der	 Bundes-,	
Landes-	 oder	 Kommunalpolitik	 haben	 sie	
ein	Jahr	lang	intensiv	miteinander	gearbei-
tet.
	 Im	 vergangenen	 Herbst	 endete	 dieses	
erste	 Mentoring-Programm.	Von	 der	 über-
wiegenden	 Mehrheit	 der	Teilnehmerinnen	
wurde	 das	 Programm	 sehr	 positiv	 bewer-
tet.	 Nur	 eine	 Sache	 störte:	 Es	 war	 einfach	
zu	 kurz.	 Die	 Initiatorinnen	 des	 Mentoring-
Programms,	 Gisela	 Stang,	 Lisa	 Gnadl	 und	
Dr.	 Ilja-Kristin	 Seewald,	 freute	 jedoch	 am	
meisten,	dass	das	Programm	viele	Mentees	
motiviert	hat,	sich	stärker	politisch	und	ge-
sellschaftlich	 einzubringen.	 Die	 positiven	
Rückmeldungen	 waren	 ausschlaggebend,	
dass	 im	 SPD	 Landesvorstand	 die	 Fortfüh-
rung	 des	 Mentoring-Programms	 ab	 Früh-
jahr	2017	beschlossen	wurde.	Einige	Anpas-
sungen	wurden	vorgenommen:	So	wird	das	
neue	Mentoring-Programm	auf	zwei	Jahre	
ausgedehnt.	 Die	 Teilnahme	 wird	 auf	 zehn	
Mentees	 beschränkt,	 die	 sich	 bewerben	

Im	 November	 ist	 der	 Deutsche	 Ge-
werkschaftsbund	 Hessen	 70	 gewor-
den.	 „Nach	 dem	 Verbot	 der	 Gewerk-

schaften	 durch	 das	 Terrorregime	 der	
Nazis,	dem	Wegsperren	von	Gewerkschaf-
terinnen	 und	 Gewerkschafter	 in	 Gefäng-
nisse	 und	 Konzentrationslager	 und	 die	
dadurch	 zu	 beklagenden	 Todesopfer	 ha-
ben	 sich,	 ermächtigt	 durch	 die	 damalige	
amerikanische	 Militärregierung	 im	 Jahr	
1945,	Frauen	und	Männer	wieder	für	den	
Neuaufbau	 entschieden“,	 würdigte	 Lan-
deschef	Thorsten	Schäfer-Gümbel.	
	 Am	 20.	 November	 1945	 trat	 der	 erste	
hessische	 Gewerkschaftskongress,	 der	
aus	 Mitgliedern	 der	 gewählten	 Arbeit-
nehmervertretungen	 bestand,	 in	 Frank-
furt	 zusammen.	„Die	 Werte	 der	 Gewerk-
schaften	 sind	 eng	 verbunden	 mit	 dem	
Aufbau	 unseres	 demokratischen	 Rechts-	
und	 Sozialstaats	 wie	 wir	 ihn	 heute	 ken-
nen“,	erklärte	Schäfer-Gümbel	weiter.		n

HESSENgipfEl 2017 iN 
fRiEdEWAld
Am	 3.	 und	 4.	 Februar	 2017	 findet	

der	 Hessengipfel	 in	 Friedewald	
statt.	 Teilnehmende	 der	 traditi-

onellen	 Klausurtagung	 der	 SPD	 Hessen	
und	 der	 SPD-Landtagsfraktion	 sind	 die	
hessischen	Abgeordneten	aus	Land,	Bund	
und	 Europa,	 die	 Mitglieder	 des	 Landes-
vorstands,	des	Gewerkschaftsrats	und	der	
beiden	Bezirksvorstände,	die	Vorsitzenden	
der	Unterbezirke	sowie	Vertreterinnen	und	
Vertreter	aus	der	Kommunalpolitik.	Die	po-
litische	Klausur	ist	mit	dem	Thema	„Sicher-

heit	 schafft	 Zusammenhalt“	 überschrie-
ben.	Bereits	am	Freitagabend	ist	BKA-Chef	
Holger	 Münch	 zum	 Schwerpunkt	 Innere	
Sicherheit	 eingeladen.	 Auch	 am	 Samstag	
werden	weitere	Teilbereiche	wie	die	aktu-
ellen	 Herausforderungen	 unserer	 Politik	
der	 nächsten	 Jahre	 durch	Thorsten	 Schä-
fer-Gümbel	 thematisiert.	 Prominenter	
Gast	 an	 diesem	 zweiten	 Tag	 wird	 außer-
dem	Andrea	Nahles	sein.	In	dem	Redebei-
trag	der	Bundesministerin	wird	es	um	die	
Zukunft	der	Alterssicherung	gehen.		n
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müssen.	 Am	 Anfang	 des	 Programms	 wird	
eine	Berlin-Fahrt	stehen,	die	für	alle	Teilneh-
merinnen	 verbindlich	 ist.	 Bei	 der	 Auswahl	
der	Mentoren	sind	–	mit	Zustimmung	des	
Mentees	–	auch	Männer	möglich.	Die	Teil-
nehmerinnen	werden	im	Frauen-Netzwerk	
der	SGK	aufgenommen,	sodass	die	Vernet-
zung	zu	anderen	Frauen	 in	der	hessischen	
SPD	von	Anfang	an	gewährleistet	ist.
						Genossinnen,	die	sich	für	das	Programm	
interessieren,	 sollten	 in	 ihrer	 Bewerbung	
darauf	eingehen,	welche	Motivation	sie	ha-
ben,	an	dem	Mentoring	teilzunehmen,	wel-
chen	Fokus	ihre	Mentorin,	ihr	Mentor	haben	
sollte,	 d.	 h.	 ob	 diese	 oder	 dieser	 eher	 aus				
der	Kommunal-,	Landes-	oder	Bundespolitik	
kommen	sollte.	Die	Bewerberinnen	sollten	
Themen	benennen	können,	die	sie	politisch	
besonders	 interessieren,	 sowie	 eine	 kurze	
politische,	gesellschaftliche,	private	und	be-
rufliche	Vita	mitschicken.
						Die	Unterlagen	für	das	nächste	Mento-
ring-Programm	 können	 ab	 sofort	 bei	 der	
Geschäftsstelle	 der	 SPD	 Hessen	 angefor-
dert	 werden.	 Kontakt:	 SPD-Landesverband	
Hessen,	Mail:	
landesverband.hessen@spd.de,
Tel.:		0611 - 999 77 - 0. Die	Bewerbungsfrist	
endet	am	10.	März	2017.			n

diREkTWAHlEN 
iN HESSEN

TERmiNE 
2017

70 JAHRE 
dgb HESSEN

diE Spd HESSEN 
uNTERSTüTzEN
Die SPD Hessen hat die intensive 
Arbeit für ein Hessen von morgen 
bereits auf dem vergangenen 
Landesparteitag begonnen. Doch 
auf dem Weg zur Landtagswahl 
2018 liegt noch viel programmati-
sche und organisatorische Arbeit 
vor uns. Dabei zählt jede Unter-
stützung.

Mit einer Spende kann unsere 
Politik für soziale Gerechtigkeit, 
wirtschaftlichen Erfolg und das 
Zusammenhalten unserer Gesell-
schaft unterstützt werden.

Die SPD finanziert ihre Arbeit zu 
einem großen Teil aus den Bei-
trägen und Spenden ihrer Mitglie-
der, Freunde und Förderer. Anders 
als bei anderen Parteien sind das 
im Einzelfall meist kleine Beträ-
ge. In der Summe aber ist das ein 
wichtiger Beitrag, um die Aktions-
fähigkeit der SPD zu stärken. Nur 
gemeinsam können wir an einem 
Hessen von morgen arbeiten.
 
Spendenkonto Empfänger: 
SPD Landesverband Hessen
IBAN: 
DE83 5105 0015 0111 1661 10
BIC: NASSDE55XXX
Nassauische Sparkasse
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lANdES-
REcHNuNgSHof: 
gRüNES 
gEScHWäTz 
voN gESTERN?
Heftige Kritik an CDU 
und Grünen hat der 
Parlamentarische Ge-
schäftsführer Günter 
Rudolph geübt: „Es 
war im Jahr 2001, als 
CDU und FDP mit der 
Tradition gebrochen 
haben, an der Spitze 
des Landesrechnungs-
hofs auch einen 
Personalvorschlag 
der Opposition zu be-
rücksichtigen. Damals 
tönte Tarek al-Wazir 
in seiner Funktion 
als Vorsitzender der 
Landtagsfraktion von 
Bündnis 90/Die Grü-
nen: ‚Parteipolitische 
Besetzung von Spit-
zenposten‘. Seitdem 
wurde der Rechnungs-
hof von einem CDU- 
und einem FDP-Mann 
an der Spitze geführt. 
Jetzt war der Vizeprä-
sident neu zu wählen. 
Das wäre eine Chance 
für die Grünen gewe-
sen, ihren eigenen 
Ansprüchen zu genü-
gen. Aber getreu dem 
Adenauer-Motto: ‚Was 
schert mich mein Ge-
schwätz von gestern‘, 
wurde das Amt ohne 
jede Beteiligung der 
Opposition mit einem 
Personalvorschlag der 
Grünen besetzt. Eine 
verpasste Chance für 
eine veränderte poli-
tische Kultur.“ n

            günter Rudolph, mdl
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WicHTigE ERkENNTNiSSE füR diE zukuNfT 
dER bilduNg iN HESSEN

„Die	 Bereiche	 Inklusion	 und	 Integration	
müssen	 von	 der	 Hessischen	 Landesre-
gierung	 endlich	 gezielt	 vorangetrieben	

Einführung	 von	„Schulgeld	 am	 Nachmit-
tag“.	Auch	die	Investitionsquote	der	Kom-
munen	sei	auf	dem	niedrigsten	Stand	seit	
25	Jahren.	Dies	sei	ein	Ergebnis	des	neuen	
kommunalen	Finanzausgleichs,	der	Inves-
titionen	 nicht	 berücksichtige.	 Ergebnis	
der	 schwarz-grünen	 Kommunalfeindlich-
keit	sei,	dass	manche	Städte	die	Gehälter	
nur	mit	Kassenkrediten	finanzieren	könn-

D ie	 Landesregierung	 „schwimmt	
in	Geld“	und	schafft	es	trotzdem	
nicht,	 die	 Zukunftsaufgaben	 des	

Landes	 anzupacken.	 Das	 ist	 der	 Haupt-											
vorwurf,	den	der	SPD-Fraktionsvorsitzende	
Thorsten	Schäfer-Gümbel	 in	der	General-
debatte	 zum	 Landeshaushalt	 2017	 erho-
ben	 hat.	 „Bildung,	 Verkehr	 und	 Digitali-
sierung	 aber	 müssen	 finanziert	 werden“,	
sagte	 Schäfer-Gümbel.	 Die	 Landesregie-
rung	schaue	dem	Verfall	der	In-frastruktur	
nur	 zu.	 Die	 Investitionsquote	 in	 Hessen	
mit	 400	 Euro	 pro	 Einwohner	 kritisierte	
er	 als	 „historisch	 niedrig“.	 In	 Bayern	 und	
Baden-Württemberg	 sei	 diese	 doppelt	 so	
hoch,	 obwohl	 beide	 Länder	 mehr	 in	 den	
Länderfinanzausgleich	einzahlten.
	 Angesichts	 der	 Rekordeinnahmen	 des	
Landes	erneuerte	Schäfer-Gümbel	die	For-
derung	 der	 SPD,	 schrittweise	 die	 Gebüh-
renfreiheit	 von	 Kindertagesstätten	 und	
Kindergärten	einzuführen.	„Das	wäre	das	
größte	 Familien-Entlastungsprogramm,	
das	man	sich	denken	kann.“	Ministerprä-
sident	 Bouffier	 habe	 dies	 vor	 der	 Wahl	
selbst	versprochen	und	rücke	nun	von	sei-
nem	Wahlversprechen	ab.	Der	sogenann-
te	Pakt	für	den	Nachmittag	sei	faktisch	die	

vERfAll bREmST HESSENS ENTWickluNg

Die	Enquetekommission	„Kein	Kind	
zurücklassen	–	Rahmenbedingun-
gen,	 Chancen	 und	 Zukunft	 schu-

lischer	Bildung	in	Hessen“	des	Hessischen	
Landtags	 hat	 letztmalig	 eine	 sogenannte	
Expertenanhörung	 durchgeführt.	 „Die	
Experten	 konnten	 über	 die	 vergangenen	
zweieinhalb	 Jahre	 aufzeigen,	 wo	 die	 hes-
sische	 Bildungspolitik	 steht	 und	 welche	
Veränderungen	am	drängendsten	nottun“,	
sagte	 der	 Obmann	 der	 SPD-Fraktion	 und	
stellvertretende	 bildungspolitische	 Spre-
cher	Gerhard	Merz	im	Anschluss.	
	 So	sei	sehr	deutlich	geworden,	dass	die	
Durchlässigkeit	 an	 hessischen	 Schulen	
deutlich	 verbessert	 werden	 muss.	 Auch	
hinsichtlich	des	Ausbaus	des	Ganztagsbe-
reichs,	 von	 Integration	 und	 Inklusion	 be-
steht	in	Hessen	Nachholbedarf.	Merz	zeigt	
sich	zufrieden,	dass	nicht	nur	Missstände	
untersucht	und	erkannt	werden	konnten,	
sondern	 dass	 von	 den	 angehörten	 Sach-
verständigen	 auch	 umfassend	 aufge-
zeigt	 wurde,	 wie	 bestimmten	 Problemen	
aus	 wissenschaftlicher	 und	 praxisnaher	
Sicht	 begegnet	 werden	 kann.	 „Es	 zeigen	
sich	im	Rahmen	der	Kommission	zahlrei-
che	Wege,	 wie	 die	 Chancengleichheit	 im	

hessischen	 Bildungssystem	 verbessert	
werden	kann.	So	wurde	zum	Beispiel	sehr	
deutlich,	 dass	 die	 Lehrerausbildung,	 aber	
auch	 die	 Lehrerweiterbildung	 enormen	
Einfluss	 auf	 die	 Zukunft	 schulischer	 Bil-
dung	und	ihre	Qualität	hat.	Der	Bedarf	an	
Reformen	in	diesem	Bereich	darf	nicht	ig-
noriert	werden“,	appellierte	Merz.	

„Die Zukunftsausgaben des Landes werden durch CDU und Grüne nicht angepackt“, so 
Thorsten Schäfer-Gümbel, MdL, während der Plenardebatte 

Gerhard Merz, MdL

ten.	 Auch	 die	 Landesbeamten	 würden	
durch	 Sonderopfer	 belastet.	 Damit	 falle	
Hessen	auch	 im	Wettbewerb	um	qualifi-
ziertes	Personal	weit	hinter	andere	Länder	
zurück.
	 Große	 Versäumnisse	 sieht	 Schäfer-
Gümbel	auch	beim	Wohnungsbau,	der	für	
Normalverdiener	im	Ballungsraum	immer	
unbezahlbarer	werde.	n

werden“,	 kritisierte	 er.	 So	 bescheinigen	
die	 Experten	 dem	 Land	 Hessen	 dringen-
den	 Bedarf	 an	 Veränderung.	 Merz	 hofft,	
dass	 sich	 diese	 Erkenntnis	 der	 Enquete-
kommission	 auch	 zunehmend	 bei	 den	
Regierungsfraktionen	 durchsetzt.	 „Schul-
sozialarbeit	ist	notwendig	und	kein	Luxus,	
der	 an	 einem	 Kostenvorbehalt	 scheitern	
darf“,	so	Merz.	Multiprofessionelle	Teams	
seien	 die	 einzige	 Möglichkeit,	 den	 kom-
plexen	 Problemen	 des	 hessischen	 Schul-
systems	zu	begegnen.
	 Im	 Ergebnis	 steht	 für	 die	 SPD-Fraktion	
nach	 der	 letzten	 Anhörung	 der	 Enquete-
kommission	fest,	dass	die	Rahmenbedin-
gungen	 des	 hessischen	 Bildungssystems	
weiterer	 Veränderung	 bedürfen.	„Hessen	
hat	die	Möglichkeit,	bildungspolitisch	ein	
Vorreiter	 zu	 sein.	 Diese	 Chance	 wird	 viel	
zu	 häufig	 von	 der	 derzeitigen	 Landesre-
gierung	leichtfertig	verspielt.	Wir	werden	
mithilfe	der	Erkenntnisse	durch	die	Exper-
ten	 der	 Kommission	 auch	 in	 Zukunft	 ge-
zielt	Vorschläge	erarbeiten	und	Ideen	vor-
tragen,	die	das	hessische	Bildungssystem	
gerechter	machen	und	für	die	Zukunft	zu	
wappnen“,	 fasste	 der	 SPD-Obmann	 zu-
sammen.		n
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zuNAHmE 
REcHTS-
moTiviERTER 
TäTER
Beleidigungen und 
Bedrohungen durch 
rechtsmotivierte Täter 
haben in den vergan-
genen Jahren eine 
deutliche Zunahme 
erfahren. Dies geht 
aus einer Antwort der 
Landesregierung auf 
eine Kleine Anfrage 
der SPD hervor.  „Die 
Zahl der Beleidigun-
gen mit rechtsmoti-
viertem Hintergrund 
stiegen in den letzten 
fünf Jahren stetig an. 
Es ist klar, dass die 
gefühlte Verrohung in 
der politischen Ausei-
nandersetzung auch 
mit Zahlen belegt 
werden kann. Es ist 
zudem zu erwarten, 
dass die Dunkelziffer 
von nicht angezeigten 
Straftaten noch deut-
lich höher liegt“, sagte 
die für den Bereich 
Rechtsextremismus 
zuständige Sprecherin 
Lisa Gnadl. Für Gnadl 
sei klar, dass der Hass 
und die Hetze, die 
Rechtspopulisten 
wie AfD und Pegida 
betrieben, geradezu 
dazu auffordern wür-
den, dass Menschen 
sich mit Bedrohungen 
und Beleidigungen 
gegen Andersdenken-
de zu Wort melden.  n

                  lisa gnadl, mdl
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Besoldungsdiktat
	 Massive	 Kritik	 übte	 Günter	 Rudolph	
in	 der	 Debatte	 zum	 Haushalt	 des	 Innen-
ministeriums	 an	 der	 Personalpolitik	 des	
Landes:	 „Der	 Innenminister	 führt	 das						
Besoldungsdiktat	 für	 die	 hessischen	 Be-
amtinnen	 und	 Beamten	 fort,	 indem	 er	
auch	 für	 2017	 an	 einer	 Besoldungserhö-
hung	 von	 lediglich	 einem	 Prozent	 fest-
hält.	 Das	 beweist	 die	 Geringschätzung	

kRiTik AN bESolduNgSdikTAT uNd mANgEl
gENERAldEbATTE zum lANdESHAuSHAlT 2017

günter Rudolph, mdl Norbert Schmitt, mdl

Heike Hofmann, mdl

gerhard merz, mdl

gernot grumbach, mdl

christoph degen, mdl

uwe frankenberger, mdl

Angelika löber, mdl

der	 wertvollen	 Ar-
beit,	 unter	 anderem	
unserer	 Polizeibe-
amtinnen	 und	 -be-
amten,	 durch	 Herrn	
Beuth.	 Angesichts	
von	 drei	 Millionen	
Überstunden	 trotz	
der	 bundesweit	
höchsten	 Wochen-

nachgeholt	 werden	
muss“,	 sagte	 Nor-
bert	 Schmitt	 in	 der	
Debatte	 zum	 Haus-
halt	 des	 Finanzmi-
nisters.	 Er	 sagte:	
„Die	 Steuerverwal-
tung	 in	 Hessen	 ist	
im	 Vergleich	 zu	 den	
anderen	 Bundeslän-

ab	dem	Jahr	2003	im	
Rahmen	 der	 soge-
nannten	 Operation	
Düstere	Zukunft	erst	
800	Stellen	und	spä-
ter	in	Folge	in	einem	
weiteren	 Abbaupro-
gramm	 bis	 zu	 400	
Stellen	 abgebaut	

den	Besuch	von	Kin-
dertagesstätten	und	
werden	 dafür	 einen	
Stufenplan	 vorle-
gen“,	 sagte	 Gerhard	
Merz	 in	 der	 Aus-
sprache	 über	 den	
Sozialhaushalt.	 Dies	
sei	 bildungs-	 und	

arbeitszeit	 von	 42	 Stunden	 braucht	 Hes-
sen	 dringend	 zusätzliche	 Polizeibeamtin-
nen	und	-beamte,	was	die	SPD	schon	seit	
Jahren	fordert.“		

Schulgeld am Nachmittag 
Das	 Eigenlob	 der	 Landesregierung	 in	 der	
Bildungspolitik	 hält	 Christoph	 Degen	 für	
verfehlt.	 Degen	 sagte	 zum	 Etat	 des	 Kul-
tusministers:	 „Den	 Schulen	 werden	 im-

dern	–	gemessen	an	dem		Bruttoinlands-
produkt	–	bei	der	Personalausstattung	auf	
dem	vorletzten	Platz.	Dies	muss	Schritt	für	
Schritt	korrigiert	werden.	Die	Versäumnis-
se	 der	 Landesregierung	 im	 Kampf	 gegen	
die	 Steuerhinterziehung	 füllen	 ganze	 Re-
gister.	Nun	kommt	die	dubiose	Rolle	Hes-
sens	 bei	 einem	 Anwendungserlass	 des	
Bundesfinanzministeriums	 hinzu,	 der	 zur	
Folge	hat,	dass	Banken	dreistellige	Millio-
nensummen,	 vielleicht	 sogar	 Milliarden	
aus	 Steuertricksereien	 bei	 Aktienauslei-
hen	 behalten	 können.	 Dieser	 Legitimati-
onsschein	 für	 	 die	 Steuervermeidung	 der	
Großbanken	 muss	 außer	 Kraft	 gesetzt	

werden	 sollten,	 hat	 die	 Landesregierung	
endlich	ein	Einsehen	und	lenkt	ein.	Gerade	
in	diesen	Zeiten	brauchen	wir	eine	starke	
Justiz	und	einen	starken	Rechtsstaat!	Da-
für	gibt	es	noch	viel	zu	tun.“

Personalmangel
	 „Für	 Euphorie	 ist	 kein	 Platz,	 denn	 Hes-
sen	 hat	 in	 den	 dunklen	 Jahren	 der	 CDU-
geführten	Regierungen	viel	versäumt,	das	

werden	 können.	 Anstatt	 der	 Einführung	
des	 schwarz-grünen	 Schulgelds	 für	 den	
Nachmittag	 brauchen	 wir	 mehr	 Anstren-
gungen	 für	 echte	 Ganztagsschulen	 in	
Hessen.	 Mit	 einem	 Ausbauprogramm	 für	
Schulsozialarbeit	in	Höhe	von	sechs	Milli-
onen	Euro	will	die	SPD	die	Kommunen	un-
terstützen,	 Lehrkräfte	 entlasten	 und	 das	
soziale	Miteinander	an	Schulen	fördern.“

Stellenabbau in der Justiz
	 Die	 Sparpolitik	 der	 vergangenen	 Jahre	
macht	Heike	Hofmann	für	Personalproble-
me	in	der	Justiz	verantwortlich:	„Nachdem	

Landesregierung	 unzureichend.	 Während	
es	 notwendig	 wäre,	 die	 Verkehrswende	
mit	 Herzblut	 voranzutreiben,	 regiert	 bei	
Schwarz-	Grün	die	Lustlosigkeit“.

Gebührenfreie Bildung in Kitas

	 „Wir	 erneuern	 unsere	 Forderung	 nach	
weitergehender	 Gebührenbefreiung	 für	

mer	mehr	Aufgaben	
auferlegt,	 ohne	 sie	
mit	 den	 angemes-
senen	 Mitteln	 aus-
zustatten.	 Schon	
heute	 ist	 klar,	 dass	
aufgrund	 des	 aku-
ten	 Lehrermangels	
viele	 Lehrerstellen	
gar	 nicht	 besetzt	

	 Schwarz-Grün	 ver-
schläft	 die	 Verkehrs-
wende,	 konstatierte	
Uwe	 Frankenberger	
mit	Blick	auf	den	Etat	
des	 Wirtschaftsmi-
nisters.	 „Heute	 gilt	
es,	 die	 Grundlagen	
für	 Wachstum	 und	
Beschäftigung	 für	
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familienpolitisch	 geboten.	 Die	 Politik	
der	 schwarz-grünen	 Koalition	 zwinge	
hingegen	die	Kommunen	vielerorts,	Ge-
bühren	zu	erhöhen.“

Klimaschutz voranbringen
	 Den	 Schutz	 des	 Trinkwassers	 und	 den	
Klimaschutz	thematisierte	Angelika	Löber	
beim	Etat	des	Umweltministeriums.	„Wir	

wollen	endlich	einen	ambitionierten	Kli-
maschutzplan	 für	 Hessen	 mit	 umfang-
reicher	 Beteiligung,	 insbesondere	 auch	
der	 des	 Parlaments,	 damit	 Hessen	 hier	
eine	 führende	 Rolle	 gegenüber	 anderen	
Bundesländern	 beim	 Klimaschutz	 ein-
nehmen	 kann	 und	 für	 die	 Zukunft	 gut	
aufgestellt	ist.“

Unbefristete Uni-Stellen
	 Die	 schlechten	 Berufsaussichten	 für	
wissenschaftlichen	 Nachwuchs	 sprach	

um	so	qualifiziertes	Personal	anwerben	zu	
können,	ohne	dass	es	ihr	Grundbudget	be-
lastet.	 Im	 Bereich	 der	 Landeskulturpolitik	
konzentriert	sich	die	Landesregierung	auf	
zu	 wenige	 Leuchtturmprojekte,	 anstatt	
flächendeckend	zu	agieren.“

fordern	eine	Wasser-
nutzungsabgabe	für	
die	Industrie,	mit	der	
wir	unsere	Trinkwas-
serqualität	 mittel-
fristig	 sichern	 und	
zeitnah	 Wohnraum	
für	 kleinere	 und	
mittlere	Einkommen	
fördern	 wollen.	 Wir	

Gernot	 Grumbach	
an.	 „Wir	 wollen	 es	
den	Hochschulen	er-
möglichen,	 dass	 sie	
die	 heute	 aus	 dem	
Hochschulpakt	2020	
finanzierten	 Stellen	
weiterhin	 unbefris-
tet	besetzen	können,	

morgen	zu	schaffen.	Bei	dieser	wichtigen	
Frage	von	gestaltender	Landespolitik	blei-
ben	 Ihre	 Antworten	 als	 schwarz-grüne	

werden!“	

Lustlosigkeit 
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Was	 bedeutet	 die	 Verkehrs-
wende	 für	 die	 deutsche	
Automobilindustrie?	 Zu	 die-

sem	 Thema	 hatte	 die	 SPD-Fraktion	 mit	
Dr.	 Wolfgang	 Schäfer-Klug	 und	 Carsten	
Bätzold	 die	 Betriebsratsvorsitzenden	 der	
Opel	AG	und	des	VW-Werks	Baunatal	als	
Referenten	 eingeladen.	„Wir	 haben	 nicht	
über	die	konkrete	Lage	der	beiden	Unter-
nehmen	 gesprochen,	 sondern	 über	 die	
zentrale	 Bedeutung	 der	 Verkehrswende	
für	 das	 deutsche	 Wohlstandsmodell,	 bei	
der	die	Debatten	erst	am	Anfang	stehen.	
Dabei	reden	wir	über	die	Automobilindus-
trie,	die	das	Rückgrat	des	deutschen	Wohl-
standmodells	ist“,	sagte	Schäfer-Gümbel.	
Wolfgang	 Schäfer-Klug	 stellte	 aus	 seiner	
Sicht	dar,	dass	die	Sorgen	und	Ängste	der	
Menschen,	die	 in	der	 Automobilindustrie	
arbeiten,	 bislang	 nicht	 ausreichend	 Ge-
hör	finden	würden.	„Wir	stehen	vor	einem	
großen	 Umbruch,	 und	 dazu	 braucht	 es	
eine	 aktive	 Industriepolitik.	 Sonst	 verla-
gert	sich	die	Wertschöpfung	nicht	nur	 in	
den	Osten	der	EU,	sondern	vor	allem	nach	
Japan	 und	 Südkorea,	 weil	 dort	 schon	 ein	
deutlicher	Vorsprung	bei	der	Entwicklung	
besteht“,	 so	 der	 Opel-Betriebsratsvorsit-
zende.	 Bätzold	 machte	 die	 tief	 greifen-
den	 Veränderungen	 an	 einem	 Beispiel	
deutlich:	 „Der	 Antriebsstrang	 von	 Motor	
und	 Getriebe	 beim	 Verbrennungsmotor	
besteht	 aus	 rund	 1.400	 Teilen.	 Beim	 rei-
nen	Elektrofahrzeug	sind	es	rund	200.	Wir	
haben	 bei	 Kohle	 und	 Stahl	 eine	 radikale	
Veränderung	der	Arbeit	und	der	Produkte	
erlebt.	Und	das	geht	hier	weiter.“			n

pflEgE
AuSbilduNg: 
lANdES-
REgiERuNg 
muSS AkTiv 
WERdEN

Die gesundheits- 
und pflegepolitische 
Sprecherin der SPD-
Landtagsfraktion, Dr. 
Daniela Sommer, hat 
die Landesregierung 
aufgefordert, in der 
Pflegeausbildung 
nicht nur andere zum 
Handeln anzuhalten, 
sondern selber aktiv 
zu werden. „Dass So-
zialminister Grütt-
ner von der CDU im 
Bereich der Pflegeaus-
bildung Handlungsbe-
darf sieht, ist richtig. 
Jetzt muss er nur noch 
handeln.“ Wesentlich, 
so Sommer, sei vor 
allem eine Lösung 
für das Problem des 
Schulgelds an Alten-
pflegeschulen: „Bei der 
vor Kurzem durchge-
führten Erhöhung des 
Schulgeldes, der ersten 
seit 15 Jahren, wurde 
nur die Inflations-
rate berücksichtigt, 
sodass die Erhöhung 
der Schulgeldpau-
schale nicht dem 
Bedarf entspricht. Die 
Landesregierung spart 
hier an der falschen 
Stelle.“  Es werde jeder 
einzelne Auszubil-
dende gebraucht. 
Die Landesregierung 
tue nicht genug, um 
Pflegefachkräfte zu 
werben.  n

dr. daniela Sommer, mdl
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vERkEHRSWENdE AlS mAmmuTAufgAbE

vERpflicHTuNg uNd vERANTWoRTuNg zuglEicH 
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Der	 Hessische	 Landtag	 hat	 ein-
stimmig	 der	 Erneuerung	 des	
Staatsvertrags	 zwischen	 dem	

Land	und	dem	Verband	der	jüdischen	Ge-
meinden	in	Hessen	um	weitere	fünf	Jahre	
bis	2021	verlängert.	Der	SPD-Landtagsab-
geordnete	 Lothar	 Quanz	 betonte	 in	 sei-
ner	 Rede	 die	Wichtigkeit	 dieses	Vertrags:	
„Hier	geht	es	nicht	um	irgendein	Gesetz.	
Es	 geht	 um	 ein	 ganz	 besonderes	 Gesetz,	
das	unserer	Geschichte	entspringt.	Diese	
Geschichte	 erfordert	 von	 uns	 Verpflich-
tung	 einerseits	 und	 Verantwortung	 an-
dererseits.	 Aus	 beidem	 erwächst	 die	
Aufgabe,	 dass	 wir	 das	 historische	 Erbe	
nicht	nur	kritisch	betrachten,	sondern	die	
richtigen	 Lehren	 und	 Konsequenzen	 dar-
aus	ziehen.“	Dies	sei	Verantwortung	und	
Verpflichtung	zugleich.	Hessen	hatte	1986	
als	eines	der	ersten	Bundesländer	den	jü-
dischen	Gemeinden	des	Landes	in	einem	

Staatsvertrag	 eine	 finanzielle	 Unterstüt-
zung	zugesichert.	

	 „Wir	 müssen	 alles	 daran	 setzen,	 dass	
in	 Hessen	 für	 Antisemitismus	 kein	 Mil-
limeter	 Raum	 ist,	 und	 alles	 dafür	 tun,	
um	 das	 Wiederentstehen,	 das	 Wieder-
beleben	 jüdischer	 Kultur	 und	 jüdischer	
Tradition	 zu	 fördern.	Wir	 wissen	 um	 die	
schlimme	Vergangenheit.	Wir	wissen	um	
den	 barbarischen	 Holocaust,	 allerdings	
nur	als	Spitze	eines	 jahrhundertelangen	
Antisemitismus.	 Daraus	 haben	 wir	 ge-
lernt	und	ziehen	die	nötigen	Konsequen-
zen.	 Die	 Erneuerung	 des	 Staatsvertrags	
ist	 ein	 wichtiges	 Zeichen“,	 sagte	 Quanz	
weiter.	 Neben	 der	 sehr	 lebendigen	 und	
prosperierenden	 jüdischen	 Gemeinde	 in	
Frankfurt	 lobte	 Quanz	 auch	 die	 Arbeit	
der	 jüdischen	 Gemeinden	 in	 den	 ande-
ren	hessischen	Kommunen.	Sie	leisteten	
gemeinsam	einen	wertvollen	Beitrag	zur	
religiösen	und	kulturellen	Vielfalt	 in	un-
serem	Land.			nlothar Quanz, mdl

Carsten Bätzold, VW; Thorsten Schäfer-Gümbel, MdL; Dr. Wolfgang Schäfer-Klug, Opel 
(v. l. n. r.) 

Die beiden Betriebsratsvorsitzenden äußerten sich zur zentralen Bedeutung der Ver-
kehrswende aus Sicht der Beschäftigten in der SPD-Landtagsfraktion.



 

 ÖpNv: lEdiglicH 
vERWAlTEN STATT 
gESTAlTEN

  Der verkehrspolitische 
Sprecher der SPD-
Landtagsfraktion, Uwe 
Frankenberger, zeigte 
sich erfreut, dass die 
finanzielle Grundlage 
der Verkehrsverbünde 
von RMV, NVV und 
VRN für die nächs-
ten Jahre gesichert 
sei. Hinsichtlich der 
vermeintlichen Re-
kordsumme für den 
ÖPNV schmücke sich 
Schwarz-Grün wieder 
einmal mit fremden 
Federn, da der weitaus 
größte Teil der Mittel 
vom Bund komme. 
„Geld allein macht 
noch keine Verkehrs-
wende. Die Menschen 
in Hessen warten nun 
seit Jahren auf das 
nachhaltige Verkehrs-
konzept für unser 
Land, das Schwarz-
Grün versprochen 
hat. Dafür fehlen 
der Landesregierung 
aber die Ideen und 
der Gestaltungswille. 
Stattdessen verwalten 
CDU und Grüne den 
Status quo“, sagte 
Frankenberger.   n
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In	 diesem	 Jahr	 fand	 auf	 Initiative	 der	
Wochenzeitung	 „Die	 Zeit“,	 der	 Stif-
tung	 Lesen	 und	 der	 Deutschen	 Bahn	

der	 13.	bundesweite	Vorlesetag	statt.	Mit	
dieser	Aktion	soll,	wie	in	jedem	Jahr,	dem	
Vorlesen	 wieder	 ein	 höherer	 Stellenwert	
gegeben	 werden.	 Die	 Abgeordneten	 der	
SPD-Landtagsfraktion	 haben	 zahlreich	
im	Rahmen	des	Vorlesetages	in	Kitas	und	
Grundschulen	 die	 Initiative	 unterstützt	
und	 aus	 vielen	 verschiedenen	 Kinderbü-
chern	in	Schulen	und	Kindertagesstätten	
vorgelesen.		n
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      uwe frankenberger, mdl
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Die Kinder an der Grundschule Rüddingshausen in Rabenau konnten sich auf das Märchen „Der 
Froschkönig“ der Gebrüder Grimm freuen, aus dem Thorsten Schäfer-Gümbel ihnen vorlas.

Turgut Yüksel las den Kindern in der AWO 
Kita dOSTluk in Frankfurt unter anderem 
aus dem „Kleinen Eisbär“ vor.

Der bildungspolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion, Christoph Degen, war an der As-
trid-Lindgren-Schule in Hammersbach zu Gast und hatte unter anderem das Buch „Nordsee-
detektive – Das geheimnisvolle Haus am Deich“ von Klaus-Peter Wolf mit im Gepäck. 

Wohnungsleerstände	 und	
die	 Zweckentfremdung	 von	
Wohnraum,	 indem	 Wohn-

raum	zu	Büros	umgewandelt	wird,	werden	
immer	mehr	zum	Problem.	„Um	Leerstand	

gEgEN zWEck-
ENTfREmduNg voN 
WoHNRAum

michael Siebel, mdl
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und	 Zweckentfrem-
dung	zu	verhindern.	
braucht	 es	 Regeln.	
Diese	verweigert	die	
schwarz-grüne	 Lan-
desregierung	konse-
quent.	Es	war	falsch	
von	 der	 damaligen	
CDU-geführten	Lan-
desregierung,	 das	
entsprechende	 Ge-
setz	 2004	 auslaufen	 zu	 lassen.	 Das	 zeigen	
auch	kommunale	Erfahrungen.	In	Frankfurt	
konnte	in	einem	Zeitraum	von	dreißig	Jah-
ren	 verhindert	 werden,	 dass	 9.000	 Woh-
nungen	zweckentfremdet	wurden.	Die	gel-
tenden	baurechtlichen	Vorschriften	reichen	
dagegen	nicht	aus,	um	die	Zweckentfrem-
dung	zu	verhindern.	Deshalb	ist	die	Wieder-
einführung	 eines	 Gesetzes	 gegen	 Wohn-
raumzweckentfremdung	richtig“,	sagte	der		
wohnungsbaupolitische	Sprecher	der	SPD-
Landtagsfraktion,	Michael	Siebel.			n
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Die	 stellvertretende	 Vorsitzende	
und	 rechtspolitische	 Spreche-
rin	 der	 SPD-Fraktion	 im	 Hessi-

schen	Landtag,	Heike	Hofmann,	hat	die	
Schaffung	 eines	 Hauses	 des	 Jugend-

JugENdREcHT: 
Spd-iNiTiATivE TRägT 
fRücHTE

Heike Hofmann, mdl

rechts	 in	 Offen-
bach	 als	 „konse-
quent	und	richtig“	
bezeichnet.	 Die	
Offenbacher	 Ein-
richtung	 ergänzt	
die	 bereits	 beste-
henden	 Häuser	
des	 Jugendrechts	
in	 Frankfurt	 und	
Wiesbaden.	 	 Die	
SPD-Abgeordnete	erinnerte	daran,	dass	
es	 schließlich	 die	 SPD-Fraktion	 gewe-
sen	sei,	die	im	Jahr	2006	mit	einem	An-
trag	im	Hessischen	Landtag	die	Häuser	
des	 Jugendrechtes	 in	 Hessen	 initiiert	
habe.	„Es	 ist	 sehr	 positiv	 zu	 bewerten,	
dass	in	den	Häusern	des	Jugendrechtes	
auch	 Beratungsgespräche	 angeboten	
werden,	 damit	 die	 Jugendlichen,	 aber	
auch	 ihre	 Eltern	 vorhandene	 Probleme	
mit	 Hilfestellungen	 beheben	 können“,	
sagte	Hofmann.			n

Die	 Arbeitsbedingungen	 bei	 der	
Billig-Airline	 Ryanair	 und	 de-
ren	 Ansiedlung	 am	 Flughafen	

Frankfurt	 trafen	 auf	 Kritik	 der	 SPD-
Landtagsfraktion.	 Der	 flughafenpoli-

RyANAiR 
AlS fliEgENdER 
„ScHlEckER“ 

marius Weiß, mdl
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tische	 Sprecher,	
Marius	 Weiß,	 sag-
te	dazu:	„Minister-
präsident	 Bouffier	
steht	 als	 Ryanair-
Fan	 sehr	 alleine	
da	 und	 hat	 selbst	
in	 seiner	 eigenen	
s c h wa r z- g r ü n e n	
Koalition	 keine	
Unterstützung.	 Es	
wäre	 besser	 gewesen,	 wenn	 sich	 die	
Fraport	AG	für	andere	Low-Cost-Airlines	
entschieden	hätte,	die	anständiger	mit	
ihren	 Mitarbeiterinnen	 und	 Mitarbei-
tern	umgehen.	Die	Fluglinie	ist	der	flie-
gende	 ‚Schlecker‘.	 Das	 Unternehmen	
unterläuft	gültige	Sozialstandards	und	
verweigert	 jede	 aktive	 Tarifbindung	
für	 ihre	 Beschäftigten.	 Die	 Fluggesell-
schaft	zahlt	keinen	Mindestlohn.“			n


